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Nun warten wir 
auf Ihre Taten, 
Frau Merkel! 


»Es kann 
nicht sein, 
daß wir 
sagen 
Multikulti ist 
wunderbar, 
und zum 
Schluß sitzen 
lauter 
Schüler 

in den 
Schulklassen 
und können 
den Lehrer 
nicht 
verstehen.« 


Angela Merkel als Kanz- 
lerkandidatin der CDU/ 
CSU bei einer Wahlkampf- 
Kundgebung in Essen am 
6. Sept. 2005, zitiert nach 
Spiegel-Online. 
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Die Berliner Schulleiterin Jutta Steinkamp 
verfügte per Hausordnung das Ende des 
multikulturellen Sprachgewirrs: 


Èi j3. 


K 


Fotos: Die Realschulleiterin Jutta Steinkamp und der Berliner 
Schulsenator Klaus Böger, der Zivilcourage zeigt: 


»Ich stehe voll hinter dem Verbot, eine andere 
Sprache als Deutsch zu sprechen.« 


Es rauschte im Blätterwald, und aus 
einer Selbstverständlichkeit wurde 
ein Politikum: 


Der »migrationspolitische Spre- 
cher« der Linkspartei, Giyasettin 
Sayan, sprach von einer »hilflo- 
sen Geste«, und sein Kollege Eren 
Unsal erklärte, »das friedliche Zu- 
sammenleben von Menschen un- 
terschiedlicher Kulturen« werde 
dadurch nicht gefördert, sondern 
das Gegenteil. 


Aber über die Ursachen der heu- 
tigen Misere, daß keiner mehr den 
anderen versteht, herrscht das gro- 
ße Schweigen: 


Nur die verantwortungslos verfehl- 
te Ausländerpolitik der hauptschul- 
digen »großen Volksparteien« in 


den vergangenen Jahrzehnten hat 
dazu geführt, daß wir heute soweit 
gesunken sind, daß darüber gestrit- 
ten wird, ob in Deutschland deutsch 
gesprochen wird! 


AUS DEM INHALT: 


E DOKUMENT: 
Die umstrittene 
Hausordnung 


m SONDERDRUCK: 
Nicht nur Bäume 
brauchen Wurzeln 


m WAHLKAMPFGETÖSE: 
Rassismusvorwürfe 
gegen die SPD S.9 


m WOHLTATEN für alle Welt, 
doch zuhause fehlt das Geld S. 10 
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Das offene Wort 


Närrische Zeiten 


Die Medien springen in diesen 
Wochen von einem »Aufreißer« 
zum anderen. Fast vergessen ist 
schon Frau Merkels hochgelob- 
ter Auftritt beim EU-Finanzgipfel, 
bei dem sie eine Erhöhung des 
deutschen EU-Beitrages ab 2007 
um 2 Milliarden Euro zusagte und 
dafür von den Parteien und der 
„veröffentlichten Meinung« gefei- 
ert wurde. 

Dann schäumten die Medien 
einige Tage über, weil eine Berli- 
ner Schule per Hausordnung die 
deutsche Sprache zur Pflicht ge- 
macht hatte, worüber wir in dieser 
UN berichten. 

Kaum war das »abgehakt«, kam 
mit den Protesten gegen die Mo- 
hammed-Karikaturen der »Kampf 
der Kulturen« auf die Titelseiten. 

Die Unabhängigen Nachrichten 
haben seit mehr als dreißig Jah- 
ren davor gewarnt, immer mehr 
Hoheitsrechte an die EU-Bürokra- 
tur abzugeben und immer mehr 
Geld in den Moloch EUROTOPIA 
zu stecken. 


Wir haben die dramatischen 
Folgen des Geburtenrückganges 
aufgezeigt, eine nationale Bevöl- 
kerungspolitik und den Stopp der 
hemmungslosen Zuwanderung 
gefordert. 


Nun stehen die Parteien, die 
das alles zu verantworten ha- 
ben, hilflos vor den Folgen ihrer 
verfehlten Politik: Ausgeliefert an 
ein Faß ohne Boden, die EU-Dik- 
tatur, die uns wegen Überschul- 
dung auch noch in Buße nehmen 
will, babylonisches Sprachgewirr 
und Bildungsnotstand an den 
Schulen, Proteste, Demos auf 
deutschen Straßen und Mitbe- 
stimmungsforderungen derer, die 
wir als Flüchtlinge oder »Gäste« 
aufgenommen haben und die in 
vielen Stadtteilen schon die Mehr- 
heit bilden. 

Wirklich närrische Zeiten! 
Drücken Sie Ihren Bekannten mal 
diese UN in die Hand und fragen 
Sie, wie lange sie die herrschen- 
den Muiltikulti-Parteien eigentlich 
noch wählen wollen! 

Sabine Möller 
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Deutschpflicht löst Empörung aus 


E Berlin (AP). Die Deutschpflicht an einer Berliner Realschule hat. 
in der Hauptstadt eine heftige Debatte ausgelöst. Berliner Türken 
und auch die Linkspartei.PDS im Berliner Abgeordnetenhaus ver- 


urteilten das von der Schulleitung verhängte Verbot ausländischer 
Sprachen. Bildungssenator Klaus Böger (SPD) und der Deutsche 
Lehrerverband begrüßten die Maßnahme. Die Herbert-Hoover- 
Realschuleim Wedding verpflichtet ihre Schüler, aufdem Schulhof 


undbeiSchulveranstaltungen nur Deutsch zu sprechen. 


»Zur Integration 
gezwungen« 


Mit solchen Schlagzeilen empörte 
sich ein Teil der bundesdeutschen 
Politiker und Meinungsmacher, wäh- 
rend andere diese Anordnung be- 
grüßten. 


Der schulpolitische Experte der 
Grünen, Özcan Mutlu, der auf seinen 
zweisprachigen Wahlplakaten für 
»Bildung und Respekt« wirbt, sieht 
in der Vorgehensweise der Berliner 
Schule einen Verstoß gegen das 
Grundgesetz. 


In der Tat haben sich alle »zum 
Wohle des Deutschen Volkes« (GG) 
im Bundestag vertretenen Parteien in 
eine ausweglose Lage gesteuert. 


Mit ihrer verantwortungslosen Politik 
der unbegrenzten Zuwanderung seit 
den 70er Jahren und mit den Einbür- 
gerungs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzen der letzten Jahre haben sie 
die Zeitbombe gelegt, deren Lunte 
jetzt brennt. 


Eine »Zwangsintegration« 
wäre strafbar 


Im § 220a des Strafgesetzbuches 
heißt es: 

»Wer in der Absicht, eine nationa- 
le, rassische, religiöse oder durch 
ihr Volkstum bestimmte Gruppe als 
solche ganz oder teilweise zu zer- 
stören (...) Kinder der Gruppe in eine 
andere Gruppe gewaltsam überführt, 
wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe 
bestraft.« 


Türkische Anwälte untersuchen 
schon, ob die sprachliche Entfrem- 
dung der Kinder von ihren Eltern und 
Familienclans diese Voraussetzun- 
gen erfüllt. 


Die Auflösung der »Identität« wäre 
auch strafbar. 


Das Bundesverfassungsgericht hat 
am 21.10.1987 dem Gesetzgeber 
bindend vorgeschrieben, »die Iden- 


SPIEGEL DER ZEIT 


Haller Kreisblatt, 4.2.2006 


BÜNDNIS 90 
www.mutlu.de 


Sizin adayınız - Ihr Kandidat 


DIE GRÜN! 


tität des deutschen Staatsvolkes 
zu erhalten«. 


Dies ist weder mit Integration (= Ein- 
schmelzung) noch mit Ghettobildung 
und Ausgrenzung in einem fremd- 
sprachlichen Schulwesen zu erfüllen. 

Ob die für die Nichtbeachtung dieses 
Gebots Verantwortlichen eines Tages 
zur Rechenschaft gezogen werden, 
wird von der Kraft abhängen, die das 
restliche deutsche Volk dann noch 
hat. 

Bis dahin kann es nur heißen: In 
Deutschland herrscht Deutsch- 
pflicht - oder zurück in die ange- 
stammte Heimat! 


ZUM WEINEN 


»In deutschen Groß- 
städten ist Deutsch 
für 30 Prozent der 
Erstkläßler nicht mehr 


erste Sprache. 
Europa verändert sein 
Gesicht.« 


Der neue Generalsekretär des 
Goethe-Instituts, Hans-Georg Knopp 
(Westfalenblatt, 10.12.2005) 
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Der Auslöser der Empörung: 


Hausordnung 
der 
Herbert-Hoover-Realschule 


Präambel 

Die Schülerinnen und Schüler, im Folgenden kurz als Schüler be- 
zeichnet, sollen die Herbert-Hoover-Oberschule nach vierjähri- 
ger Unterrichtszeit mit solidem Wissen und Können verlassen. 
Sie sollen an unserer Schule grundlegende Fertigkeiten und Fä- 
higkeiten erwerben, um mit den besten Voraussetzungen für das 
Berufsleben gerüstet zu sein. Dafür bedarf es einer kamerad- 


schaftlichen Zusammenarbeit von Lehrern und Schülern, die von 
gegenseitigem Respekt und beiderseitiger Achtung getragen sein 
muss. 

Um diese Ziele zu erreichen, müssen Grundregeln des gemeinsamen 
Lebens und Arbeitens beachtet und eingehalten werden. Grundla- 
ge für erfolgreiches Lehren und Lernen an unserer Schule bildet 
die Hausordnung. 


Geltungsbereich 

Die vorliegende Hausordnung gilt sowohl für den täglichen Un- 
verzıeaesloserzileos in der Schule als anch fúr aubheruacerrtiohnt= 
liche Veranstaltungen wie Wandertage und Klassenfahrten. Als 
Schule gelten in diesem Sinne das gesamte Schulgelände (Schul- 
gebäude, Schulhof und Vorgarten), Lehrstätten außerhalb des 
Schulgeländes (Turnhallen, Sportplätze, Werkräume, u. dgl.) und 
außerschulische Lernorte (Exkursionsziele). Die Wege zu und von 


diesen Lehr- und Lernorten sind mit eingeschlossen. 


S 1 Grundsätze 

1. Alle Schüler sind gleichgestellt und haben somit gleiche 
Rechte und Pflichten. Jeder Schüler achtet jeden Schüler, so 
dass keiner seelisch oder körperlich verletzt wird. 

2. Kein Schüler hat das Recht, einen anderen wegen seiner Her- 
kunft, seines Glaubens oder wegen irgendwelcher Besonderheiten 
tätlich oder verbal anzugreifen oder zu bedrohen. Jeder Schüler 
hat die Pflicht, einen bedrohten oder angegriffenen Schüler nach 
seinem Vermögen Hilfe zu leisten oder sich 

um Hilfe zu bemühen. 

3. Die Schulsprache unserer Schule ist Deutsch, die Amtssprache 
der Bundesrepublik Deutschland. Jeder Schüler ist verpflichtet, 
sich im Geltungsbereich der Hausordnung nur in dieser Sprache 
zu verständigen. 


Abdruck eines Auszuges der Hausordnung, die für alle deutschen Schulen gelten sollte. 
Den vollen Text können Sie als UN-ARCHIV 2063 bei uns anfordern. 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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»In unserer Schule wird deutsch gesprochen!« 


Vor sechs Jahren drohte einem Schulleiter dafür noch Entlassung! 


Große Aufregung herrscht im 
Blätterwald und bei allen Mul- 
tikultistrategen und »Gutmen- 
schen« unter den Politikern, 
nachdem die Hausordnung der 
Berliner Herbert-Hoover-Real- 
schule bekannt wurde, die nicht 
nur im Unterricht, sondern auch 
auf dem Schulhof Deutsch als 
Umgangssprache vorschreibt. 


Entweder Integration 


oder nicht! 


Der Berliner Grünen-Abgeordnete 
Ozcan Mutlu wertet das als »Ver- 
stoß gegen das Grundgesetz«. 
Die größte türkische Zeitung in 
der BRD »Hürriyet«, die in ihrer 
Kopfzeile ihren Lesern täglich das 
Motto »Die Türkei den Türken!« 
einhämmert, spricht von »Diskri- 
minierung«. So wird das Selbst- 
verständlichste zum bundesweiten 
»Skandal« aufgebaut. 


Dabei wäre es der viel be- 
schworenen Integration förder- 
licher gewesen, wenn diese Vor- 
schrift schon seit 30 Jahren in 
allen Bundesländern per Schul- 
gesetz erlassen worden wäre! 


Es ist aber wohl kaum der Lern- 
fähigkeit und Einsicht der Politiker 
zu verdanken, wenn heute die 
Berliner Schulleiterin nicht sofort 
entlassen wird, sondern dem Ein- 
geständnis der Tatsache, daR mit 
dem politisch gewollten babylo- 
nischen Sprachgewirr die Schul- 
bildung in Deutschland im Chaos 
versinkt. 


Vor sechs Jahren noch wurde 
der Leiter einer Realschule in 
Spenge (Kreis Herford) mit Ent- 
lassung bedroht, weil er einen 
solchen Vorstoß wagte: 


Uwe Grintz, Leiter der Spenger 
Realschule, hatte 1999 im Info- 
Brief der Schule geschrieben, daß 
nicht nur die Unterrichtssprache, 
sondern auch die Umgangsspra- 
che für alle ausschließlich Deutsch 
sei. Und er hatte hinzugefügt: 
»Hier möchten wir jedenfalls we- 
der Russisch noch Türkisch hö- 


Lehrer müssen a die Polen der verfehlten Politik ausbaden 


ren, denn diese Sprachen werden 
hier nicht gelehrt.« 


Damals ging nicht nur ein Auf- 
schrei durch die Kleinstadt und 
die nationalen wie internationa- 
len Medien, sondern auch in der 
Landes- und Bundespolitik war die 
Empörung groß. 


Heute erinnert sich der Real- 
schulleiter, der nun kurz vor der 
Pensionierung steht, daß er da- 
mals einen »halben Rückzieher« 
machen mußte, um nicht aus dem 
Schuldienst entlassen zu werden. 
Die Schulaufsicht bei der Bezirks- 
regierung hatte sich eingeschaltet 
und die NRW-Bildungsministerin 
hatte ihn scharf verurteilt. 


Heute sprechen die 
Schüler in Spenge 


freiwillig deutsch! 


Der Anlaß der damaligen Anwei- 
sung des Spenger Realschulleiters 
war die zunehmende Hilflosigkeit 
der Lehrer, die auf dem Schulhof 
von Schülergruppen in fremden 
Sprachen beschimpft und gehän- 
selt wurden, ohne daß sie etwas 
verstehen und eingreifen konnten. 


Heute sei die Zahl der türki- 
schen, aber vor allem die der ruR- 
landdeutschen Schüler an seiner 
Schule zwar stark gesunken, aber 


alle, auch die Schüler ausländi- 
scher Herkunft, sprechen an sei- 
ner Schule nur noch deutsch - und 
zwar freiwillig. Sie seien enorm 
fleißig und aufstiegsorientiert und 
damit ein Beispiel gelungener In- 
tegration. Wer wirklich will, hat 
dann auch alle beruflichen Ein- 
stiegschancen. 


Spenge sollte Schule 


machen! 


Man faßt sich an den Kopf und ver- 
steht es nicht, warum von allen Pisa- 
geschädigten deutschen Eltern, 
Lehrern und Wählern die Parteien 
und Politiker nicht endlich abge- 
wählt werden, die sich aus ideolo- 
gischen Gründen weigern, solche 
Sprachverordnungen einfach per 
Gesetz festzuschreiben. Und auch 
alle fremdsprachigen Eltern sollten 
solche Vorschriften fordern, wenn 
sie in der Bundesrepublik bleiben 
und die berufliche Zukunft ihrer Kin- 
der sichern wollen. 


Alle Politiker und Medien faseln 
pausenlos von »Integration«, aber 
wo sie erfolgreich durchgeführt 
wird, wie nun auch in der Berliner 
Herbert-Hoover-Realschule, löst 
das bei manchen unbelehrbaren 
Multikulti-Extremisten Empörung 
aus. 


Wahrlich närrische Zeiten! 


SPENGE SOLLTE SCHULE MACHEN! 
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»Hier isch die Fahrkart !« 


Ausländerpolitik bestimmt die Landtagswahlkämpfe 


Baden-Württemberg: 
Europaminister fordert 
Moslems »zum Gehen« auf 


Der baden-württembergische Euro- 
paminister Willi Stächele (CDU) hat 
mit umstrittenen Äußerungen zur 
Integrationsbereitschaft von Mos- 
lems in Deutschland heftige Kritik 
ausgelöst. Die Grünen-Vorsitzen- 
de Claudia Roth und Fraktionschef 
Fritz Kuhn forderten den Stuttgarter 
Ministerpräsidenten Günther Oettin- 
ger (CDU) auf, sich klar und deutlich 
von Stächele zu distanzieren. 


»Eklat in Baden-Württemberg«: 
Minister Stächele soll sich 


entschuldigen. 
(»Saarbrücker Zeitung«, 8.2.2006) 


Stächele hatte nach Angaben des 
lokalen Fernsehsenders RTF bei 
einer Veranstaltung in Eningen 
bei Reutlingen gesagt, 21 Pro- 
zent der hier lebenden Moslems 
hielten den Koran für unvereinbar 
mit dem Grundgesetz und sie zum 
»Weggehen« aufgefordert. 


Kuhn warf Stächele vor, mit sol- 

chem »Bierzeltpopulismus« die 
schwierige Stimmung unter den 
hier lebenden Moslems zu ver- 
stärken. 


Zwar sei es vollkommen richtig, 
von den in Deutschland lebenden 
Ausländern die Einhaltung der 
gemeinsamen Grundwerte einzu- 
fordern. »aber der Ton macht die 
Musik«. 


Claudia Roth sprach von einer 
»Stimmungsmache«. Stächele 
habe »unverantwortlich gehandelt 
und eine ganze Religionsgemein- 
schaft beleidigt«, erklärte die Grü- 
nen-Chefin in Berlin. 


Minister Stächele hatte bei der 
Wahlkampfveranstaltung gesagt, 
er habe von seinem Ministerkolle- 
gen Innenminister Heribert Rech 
(CDU) erfahren, daß mittlerweile 21 
Prozent der hier lebenden Moslems 
sagten, der Koran sei nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar. Laut RTF 
fuhr er dann fort: 

»Diese 21 Prozent sollen ge- 
fälligst wieder weggehen. Das 
sag ich in aller Deutlichkeit, und 
da nehm ich auch kein Blatt vor 
den Mund. Es kann nicht sein, 
daß ich mich entschuldigen 
muß für das deutsche Grund- 
gesetz. Da muß die erste Frage 
sein: Zählen sie zu denen, die 
Schmerzen empfinden, wenn 
sie vom Grundgesetz hören? 
Ja? Hier isch die Fahrkart!« 


Rheinland-Pfalz: 
Grüne werfen der SPD- 
Regierung »offenen 
Rassismus« vor 


Die SPD/FDP-Landesregierung 
unter Ministerpräsident Kurt Beck 
stellt den rheinland-pfälzischen 
Kommunen imRahmeneiner»Lan- 
desinitiative Rückkehr« fünf Millio- 
nen Euro für die freiwillige Ausrei- 
se abgelehnter Asylbewerber und 
anderer nicht bleibeberechtigter 
Ausländer zur Verfügung. 


Nach Pressemeldungen können 
Einzelne dabei bis zu 50.000 Euro 
kassieren, was das Innenministeri- 
um aber verneint. 


Der CDU-Spitzenkandidat Chri- 
stoph Böhr beklagt diese unge- 
rechtfertigen, gegenüber den 
Steuerzahlern nicht zu verant- 
wortenden zusätzlichen Finanz- 
geschenke für Ausreisepflichtige 
als »schreiende Ungerechtigkeit«, 
während die Grünen auf der ande- 
ren Seite das ganze Programm als 
»offenen Rassismus« ablehnen. 


WAHLKAMPFGETÖSE 
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Ein Staatsrechtler 
zur Abschaffung 
unseres 
Staatsvolkes: 


»Strafwürdiger 
als Hochverrat!« 


»Es kann nicht 
angehen, daß wegen 
Vorbereitung eines 
hochverräterischen 
Unternehmens 
bestraft wird, wer 
die Staatsform der 
BRD abändern will, 
während der, der das 
deutsche Staatsvolk 
in der Bundesrepublik 
Deutschland 
abschaffen und durch 
eine multikulturelle 
Gesellschaft ersetzen 
und auf 
deutschem Boden 
einen Vielvölkerstaat 
etablieren will, 
straffrei bleibt. 
Das eine ist 
korrigierbar, 
das andere nicht 
und daher viel 
verwerflicher 
und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage 
wird auch der 
Generalbundesanwalt 
nicht auf Dauer 
ignorieren können.« 
Der Staatsrechtler und ehe- 
malige Berliner Staatssekretär 


Dr. Otto Uhlitz in »Aspekte der 
Souveränität«, Kiel 1987) 
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Ein stetig wachsender Schul- 
denberg von bald 1,45 Billionen 
Euro erdrückt den Sozialstaat 
und belastet unsere Kinder und 
Enkel mit Riesen-Hypotheken. 


Deshalb wolle man »Sparen ohne 
Tabus«, versprachen CDU/CSU 
und SPD vor der Regierungsbil- 
dung im November 2005. 


Was ist aus diesem angekündig- 
ten »Mut zur Ehrlichkeit« und dem 
angeblich eisernen Sparwillen ge- 
worden? 


Der Staat verscherbelt das »Ta- 
felsilber« und besitzt nur noch 
eine Minderheit an der Deutschen 
Telekom AG und an der Deutschen 
Post AG. Der Goldschatz der Deut- 
schen Bundesbank wird geplün- 
dert. Als nächstes soll die Deut- 
sche Bahn drankommen, dann die 
Autobahnen. 


Unterbezahlte Polizeibeamte er- 
halten weniger Weihnachtsgeld, 
Wehr- und  Zivildienstleistende 
sowie Heimbewohner gar keines 
mehr. Bundeskanzlerin Merkel 
kann sich dagegen weiterhin auf 
5.385,00 Euro Weihnachtsgeld 
freuen. Ihre banale Neujahrs-Wer- 
bekampagne in der Tagespresse 
verschlang fast 3 Millionen Euro. 


Fremdlasten kürzen 
statt Steuern erhöhen! 


Dem öffentlichen Nahverkehr 
stehen drastische Kürzungen zu 
Lasten der Pendler bevor. Dafür 
schenken wir Israel über 333 Millio- 
nen Euro zum Kauf zweier U-Boo- 
te. Dank Merkels gefeiertem »Gip- 
fel-Kompromiß« in Brüssel zahlt die 
BRD nun 2 Milliarden Euro mehr in 
die EU-Kasse ein! 


Krasse Mißverhältnisse und sozi- 
ale Ungerechtigkeiten kennzeich- 
nen auch die übrige Haushaltspo- 
litik der schwarz-roten Koalition. 
Von Einschnitten verschont bleibt 
nur eine Vielzahl von Empfänger- 
Organisationen und Personen im 
Ausland. 

Kein etablierter »Volksvertre- 
ter« wagt es, die seit Jahren übli- 
che Umverteilung von innen nach 
außen anzutasten. 
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Wohltaten für alle Welt, 
doch zuhause fehlt das Geld! 


Gespart wird nur im 
Inland 


Schmerzliche Einschnitte soll es 
nur für den deutschen Normalbür- 
ger geben. Und der gigantische 
Geld-Abfluß aus der BRD droht 
noch größer zu werden. 


Das dürfen wir nicht länger hin- 
nehmen. Zeigen wir den Altpartei- 
en jetzt die ROTE KARTE! 

Darum am 26. März: Nationale 
Opposition wählen und die Ver- 
schwender damit bestrafen! 


Schluß mit diesem 
Treiben! 


Allein im Haushaltsjahr 2005 be- 
trugen die deutschen Auslands- 
überweisungen - nach offiziellen 
Angaben - insgesamt 16,374 Mil- 
liarden Euro. 

(Quelle: Nation & Europa, Dez. 2005). 
Die tatsächliche Summe dürfte 
jedoch noch wesentlich größer 
sein. 

+ 10,470 Milliarden Euro betra- 
gen die laufenden EU-Zahlungen 
des größten Nettozahlers BRD. 


« 2,390 Milliarden Euro kostet 
uns die jährliche Entwicklungshilfe. 


« 1,153 Milliarden Euro verschlin- 
gen ein Dutzend militärische Aus- 
landseinsätze der Bundeswehr. 


e 500 Millionen Euro spendieren 
wir pro Jahr der UNO, wo das Geld 
unkontrolliert versickert. 


« 370 Millionen Euro werden von 
Berlin an die Weltbank überwie- 
sen. 


« 300 Millionen Euro gehen jähr- 
lich durch den Leistungsmißbrauch 
türkischer Gastarbeiter verloren 
(Quelle: »Schwarze Konten in Anka- 
ra«, Stuttgarter Zeitung, 8.11. 2005). 

Darin sind auch 4 Milliarden Euro 
für »Renten und Unterstützungen« 
an nichtdeutsche Empfänger ent- 
halten. 


Die Deutsche Bundesbank bezif- 
fert die deutschen Auslandsüber- 
weisungen 2005 sogar auf 20,573 
Milliarden Euro. 


Zahlen, über die man 


ungern spricht 


Das Ausland schuldet dem deut- 
schen Staat insgesamt rund 52 
Milliarden Euro. Doch statt die 
Schulden einzutreiben, gewährt 
die BRD immer neue Kreditzu- 
sagen. Säumige Zahler belohnt 
man mit neuen Bürgschaften 
und Schuldenerlassen. 


Weitere Ärgernisse sind die So- 
zialhilfe-Milliarden für die größten- 
teils abgelehnten, aber geduldeten 
Asylbewerber unddie erwerbslosen 
»Gastarbeiter«e sowie Milliarden 
Kindergeld für Nicht-Deutsche. 


Zugewanderte Billigöhner drängen 
Einheimische in die Arbeitslosigkeit: 

»Der deutsche Sozialstaat 
hat wie ein gewaltiger Wande- 
rungsmagnet gewirkt, der dem 
deutschen Arbeitsmarkt gut drei 
Millionen ausländischer Arbeit- 
nehmer zugeführt und von ihm 
drei Millionen Deutsche in die Ar- 
beitslosigkeit abgezogen hat.« 
(Quelle: Prof. Hans-Werner Sinn, Ist 
Deutschland noch zu retten?, Ullstein 
Verlag 2005). 

Etwa eine Milliarde Euro pro Jahr 
kostet uns die Stationierung der 
US-Truppen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Viele Steuer-Millio- 
nen fließen jährlich in internationa- 
le Rüstungsprojekte. 


Die Parteien lassen sich in jeder 
Legislaturperiode mit über 500 Mil- 
lionen Euro aus der Staatskasse 
alimentieren. 


Allein im Jahr 2005 gingen 
dem Staat 31,4 Milliarden durch 
Schlamperei und Veruntreuung von 
Steuermitteln durch Politiker und 
Behörden verloren. Das wird vom 
Bund der Steuerzahler und von 
den Rechnungshöfen regelmäßig 
nachgewiesen und angeprangert 
- doch was passiert? Nichts. Kein 
Wunder, daß der Staat pleite ist 
und den Bürger schröpfen muß. 
Deshalb: 

Schluß mit lustig! Deutsches 


Geld für deutsche Bürger! 


FREIE BÜRGERSTIMME BADEN 
Postfach 2365, 76011 Karlsruhe. 
\V.i.S.d.P.: Herbert Rauter 


Verteilt/überreicht durch 


KOPIEREN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN ! 
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Gehirnwäsche durch 
Begriffsverwirrung 


Europderin 2006 


Die niederländische Parla- 
mentsabgeordnete Ayaan Hirsi 
Ali ist vom Magazin »Reader's 
Digest« zur Europäerin 2006 ge- 
wählt worden. Die in Somalia 
geborene Hirsi Ali (36), die als 

Flüchtling in 
die Niederlan- 
de kam, sei zu 
einer der stärk- 


sten Stimmen 


des Landes ge- 
worden, hieß es 
zur Begrün- 
dung. Insbe- 
sondere kämpfe 
sie für ein grö- 
Beres Bewusstsein über das ver- 
borgene Los vieler in Europa 
lebender muslimischer Frauen. 
Seit Ali 2003 ins Parlament ge- 
wählt worden sei, habe sie Pio- 
nierarbeit für unterdrückte mus- 
limische Frauen geleistet. 


Westfalenblatt, 5.1.2006 


Die Lüge beginnt 
beim Wort! 


Die planmäßige Begriffsumdeu- 
tung und Wortverwirrung ist ein 
altbekanntes Mittel der Propa- 
ganda. 


Sie wird von den Meinungsma- 
chern der Massenmedien immer 
hemmungsloser eingesetzt, um die 
Ziele der Einweltler zu erreichen. 


Frau Hirsi Ali ist eine hochacht- 
bare Frau, die sich für die Achtung 
der Menschenwürde unterdrück- 
ter muslimischer Frauen einsetzt. 
Sie mag die höchsten Menschen- 
rechts-Preise und Orden für Zi- 
vilcourage verdient haben. Die 
mutige Afrikanerin aber als »Eu- 
ropäerin 2006« auszurufen, ist 
genau so schizophren wie der Ver- 
such, die vorderasiatische Türkei 
im Bewußtsein der Menschen zu 
»Europa« gehörig zu erklären. 


Beides sind Beispiele für die täg- 
liche Gehirnwäsche, mit der das 
Volks- und Nationalbewußtsein der 
Menschen im Sinne des Großen 
Bruders »gereinigt« werden soll. 


Liebe Leser, ganz privat: 


Eingeimpfte Blockaden behindern das Denken 


Verwendet man in Gesprächen die Begriffe »Ausländer« (statt »Im- 
migranten«), »Multikulti« oder gar das Wort »Volksgemeinschaft«, 
wird man von vielen Leuten sofort als ausländerfeindlicher »Rech- 
ter« oder gar als »Nazi« eingestuft. 


Die Meinungszensoren haben es geschafft, den Menschen Denk- 
blockaden einzuimpfen, wenn solche Begriffe fallen. 


In Wahrheit sind gerade volks- und nationalbewußte Menschen 
nicht »ausländerfeindlich«, weil sie die Kultur und das Volkstum al- 
ler Völker achten und das erhalten möchten, was unter dem Begriff 
»Multikulti« heute zerstört wird: die Eigenständigkeit gesunder und 


nach ihrer Art lebender Völker in ihrer Volksgemeinschaft. 


Runzelt jemand die Stirn, wenn Sie diesen Begriff benutzen, verwei- 
sen Sie auf den viel geehrten polnischen Papst Johannes Paul II. Der 
erkannte in seiner Enzyklika »Laborem exercens« vom 4.9.1981: 

»Die Volksgemeinschaft ist nicht nur die große, wenn auch indirekte 
Erzieherin’ jedes Menschen, sondern auch eine große historische 
und soziale Inkarnation der Arbeit aller Generationen. All das be- 
wirkt, daß der Mensch seine tiefste menschliche Identität mit der 


Zugehörigkeit zu einer Nation verbindet.« (Papst-Zitat zitiert aus LBZ 114, Seite 12) 


Lassen Sie sich also nicht einschüchtern! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
11/2005: 39.213.000 2 
12/2005: 38.988.000 ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
12/2005: 4.606.062 Arbeitslose ” 
1/2006: 5.011.979 Arbeitslose ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik: 


Dezember 2005: 1.480.670 
Januar 2006: 1.617.329 


Offene Stellen: 


Dezember 2005: 394.346 
Januar 2006: 414.800 


Staatsverschuldung: 
16. Februar 2006: 


1.485.780.411.418 Euro ? 
Schuldenzuwachs/Sekunde: 
2.113 Euro ? 


Schulden pro Kopf: 
9.1.2006: 17.803€ 3 
16.2.2006: 18.009€ ? 


1) (Bundesagentur für Arbeit, 16. Febr. 2006) 
2) (Statistisches Bundesamt, 16. Febr. 2006) 
3) (www.steuerzahler.de, 16. Febr. 2006) 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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NärrischeZeiten 


Kamele 

fördern Heimatgefühl 
OSLO: Eine norwegische Flücht- 
lingsbeauftragte will in ihrem 
Kreis Kamele ansiedeln, damit 
sich die Flüchtlinge zu Hause 
fühlen. Damit sie nicht glauben, 
das wäre ein Karnevalswitz, hier 
ein Abdruck der Pressemeldung: 


Heimatgefühl mit 
Hilfe von Kamelen 


Oslo. Im Südosten Norwegens 
soll Flüchtlingen aus wärme- 
ren Ländern mit einem Spezi- 
al-Angebot geholfen werden, 
sich zu Hause zu fühlen: Die 
Flüchtlingsbeauftragte 


des 
Kreises Loeten plant den Kauf 
von 20 Kamelen: „Viele dieser 
Menschen lebten früher als 
Nomaden”, sagte Wenche Ire- 
ne Stenseth dem „Hamar Ar- 
beiderblad”. Die Kamele sol- 
len Milch, Fleisch und Leder 
liefern und so den Flüchtlin- 
gen nicht nur Heimatgefühle, 
sondern auch Arbeitgeben. afp 


(WAZ, 5.1.2006) 
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Lehrer 
sollen Türkisch lernen 


WIEN: Die Stadtschulratspräsi- 
dentin Susanne Brandsteidl will 
Türkisch oder Serbokroatisch zur 
Pflicht-Fremdsprache der Lehrer- 
ausbildung machen. 
»Ich selber habe mich entschlos- 
sen, Türkisch zu lernen« unterstrich 
die Präsidentin des Wiener Stadt- 
schulrates ihre Forderung nach Ein- 
führung einer Pflicht-Fremdsprache 
auf den Pädagogischen Akademi- 
en. 12.000 Schüler mit schlechten 
Deutschkenntnissen würden das 
notwendig machen. 

(Die Presse, 2.12.2005) 


Rechtsextreme Armen- 
speisung verboten 


STRASSBURG: Die Polizei un- 
terband eine Armenspeisung mit 
Schweinefleisch-Suppe. Die franzö- 
sische Polizei ist gegen eine rechts- 
extreme Gruppe vorgegangen, die 
Suppe mit Schweinefleisch zur Spei- 
sung bedürftiger Menschen ausge- 
geben hatte. Vertreter der mosle- 
mischen und jüdischen Gemeinden 
warfen der Gruppe »Elsaß Solida- 
rität« rassistische Motive vor. Weil 
Juden und Moslems aus religiösen 
Gründen kein Schweinefleisch es- 
sen dürfen, seien sie von der Spei- 
sung praktisch ausgeschlossen. 
(AFP. 16.1.2006) 


Lehrstellen: 
Quote statt Qualifikation 


BERLIN: Die Bundesregierung will 
deutsche Unternehmen dazu drän- 
gen, verstärkt Auszubildende aus 
Migrantenfamilien einzustellen. 
Geplant ist eine Selbstverpflich- 
tung nach französischem Vorbild. 
Im Rahmen des deutschen Ausbil- 
dungspakts müßten auch deutsche 
Unternehmen eine solche Selbstver- 
pflichtung unterzeichnen, verlangt 
die für Integrationsfragen zuständi- 
ge Staatsministerin im Kanzleramt, 
Maria Böhmer. »Die Wirtschaft ist 
gefordert,  Migrantenjugendlichen 
eine echte Chance zu geben«, sag- 
te Böhmer. 

(Der Spiegel 51/05, S.19) 


Fachstelle »Migration« 
bezahlt Gutachten 


FRIEDBERG: Der Kreis Wetterau 
(Hessen) weist in seinem Haushalts- 
plan 2006 für die soziale Sicherung 
nach dem Asylbewerberleistungs- 
gesetz Ausgaben von rund acht Mil- 
lionen Euro aus. Neben den großen 
Beträgen in Millionenhöhe findetman 
dort auch bemerkenswerte »Kleinig- 
keiten«: Unter der Kontierung 65501 
werden z. B. für »Gutachterkosten 
der Zahnärzte für Hilfen nach dem 
SGB XII u. AsylbIG« 5.000 Euro an- 
gesetzt. (UN-Archiv 1064) 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, für die Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Presse- und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an UN - Postfach 101706 - D-46017 Oberhausen 


Uu Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 € je Ex. einschließlich Porto, 
ab 10 Stück 1.- € /EX.). 


üu Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto-Marken liegen bei. 


ü Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


lege ich per Verrechnungsscheck 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 
über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 

U vierteljährlich 
I jährlich 


U] monatlich 
Q halbjährlich 
I einmalig ab: 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


